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Der FBP-Landesausschuss befasste sich am Montag abend im Rahmen einer Klausurtagung mit den Problemen des Umweltschutzes \ 
und diskutierte ein Aktionsprogramm für  den Schutz der Umwelt. A m  Vorstandstisch FBP-Präsident Emanuel Vogt IMitte) sowie j 

FBP-Fraktionssprecher Josef Biedermann (links) und Regierungsrar Wilfried Büchel. Der FBP-Landesausschuss wird sich ' 
nochmals in einer Tagung mit den Leitlinien der künftigen Umwehpolitik befassen. 

Konkrete Massnahmen festlegen und auch umsetzen 
FBP-Landesausschuss beschäftigte sich an seiner zweiten Klausurtagung mit  einem Aktionsprogramm f ü r  unsere Umwelt 

A n  seiner zweiten Klausurtagung be
fasste sich der FBP-Landesausschuss am 
Montag abend einerseits mit den Ergeb
nissen der ersten Tagung über «Hilfe für 
die Schwächeren in unserer Gesellschaft 
- Fragen zur Gesundheits- und Sozialpo
litik», auf der anderen Seite stand als 
Schwerpunkt ein Aktionsprogramm für 
den Umweltschutz zur Diskussion. In ei
ner weiteren Sitzung sollen die Ergebnis
se nochmals eingehend diskutiert und 
verabschiedet werden. 

FBP-Präsident Emanuel  Vogt  legte 
gleich zu  Beginn die Marschrichtung für 
die Klausurtagungen fest, indem e r  dar
auf  hinwies, dass nicht n u r  diskutiert wer
den sollte, sondern dass auch konkrete  
Ergebnisse festzulegen seien, die d a n n  in 
die T a t  - in politische Postulate und  par
lamentarische Vorstösse - umgesetzt wer
den müssten. Nach seiner Auffassung 
muss im Bereich de r  Umwelt  das Be-
wusstsein des Einzelnen für  die Belange 
de r  Erhal tung unserer  Na tu r  gestärkt 
werden. Ebenso notwendig ist jedoch 
auch, wie de r  FBP-Präsident weiter  er
klärte, dass die öffentlichen Gremien  kla
re Zeichen setzten, Massnahmen vor
schlügen und dann auch durchsetzten.  

Alles auf Umweltverträglichkeit 
überprüfen 

In e iner  ersten grundsätzlichen Stel
lungnahme forderte Emmi  Sprenger  in 
einem Kurzreferat dazu auf.  alles Han
deln a u f  die Umweltverträglichkeit zu 
überprüfen,  angefangen bei alltäglichen 
Verrichtungen bis zur Abfallverwertung 
ode r  den  Schadstoffausstoss bei den  Au
tos. Im weiteren gab sie zu  bedenken ,  
dass heu te  nicht mehr  lineares D e n k e n ,  
sondern vernetztes Denken  notwendig 
sei, um den  Herausforderungen des U m 
weltschutzes begegnen zu  können .  
Schliesslich gab sie zu bedenken ,  dass die 
Aussenwelt nu r  durch eine Ände rung  de r  
Innenwelt jedes  Einzelnen geänder t  wer
den könne .  

Aktionsprogramm für die Umwelt 
Bevor d e r  Landesausschuss au f  die ein

zelnen Aspekte  eines Akt ionsprogramms 
für unsere Umwelt  einging, er läuter te  
FBP-Fraktionssprecher einige par lamen
tarische Vorstösse, die von d e r  FBP-
Fraktion in den letzten Jahren  unternom
men wurden,  zu denen jedoch noch die 
Antwort de r  Regierung ausstehe. Z u  die
sen Vorstössen gehört das Postulat über  
die Prüfung de r  Möglichkeiten für s teuer
liche Anreize und Entlastungen zur  Un
terstützung von Uniweltinvestitionen, 
aber  auch die Forderung nach Überprü
fung und Anpassung des Energiekonzep
tes sowie das Postulat über  den Lärm
schutz und die Sicherung gefährlicher 
Stoffe. Ausstehend ist auch  noch das 
Postulat über  die Erstellung eines land
wirtschaftlichen Leitbildes. 

Das Aktionsprogramm, das z u m  Teil 
bereits verabschiedet werden konn te .  

KOMMENTAR 
Fast zur gleichen Zeit, als sich die Refe

renten f ü r  die Präsentation ihrer Forde
rungen z u m  Thema Umweltschutz f ü r  den 
FBP-Landesausschuss rüsteten, wurde in 
London der Studienbericht einer UNO-
Kommission mit dem Titel «Unsere ge
meinsame Zukunft» vorgestellt. Was sich 
der FBP-Landesausschuss f ü r  unser klei
nes Gebiet an Forderungen zur  Erhaltung 
unserer Umwelt und  Natur zurechtrückte, 
haben die Autoren der UNO-Studie f ü r  
die ganze Welt bekanntgegeben. Vieles ist 
gemeinsan, nicht zuletzt die Besorgnis 
über den Fortbestand der allerorten ge-

Beschwörende Stimmen 

umfasst den allgemeinen Umweltschutz 
und die Umwelterziehung, den Gewäs
serschutz und  die Luftreinhaltung, den 
Boden und die Landwirtschaft, den  Na
tur- u n d  Umweltschutz. 

Umweltartikel in die Verfassung? 
Fünf  Referenten legten anschliessend 

eine Reihe von Leitlinien vor.  die vom 
Landesausschuss eingehend diskutiert 
wurden.  FBP-Fraktionssprecher Josef 
Biedermann erläuterte die Forderungen 
für den allgemeinen Umweltschutz, wäh
rend Egon Hilbe über  den Schutz des 
Trinkwassers u n d  der  Gewässer.  Gün the r  
Wanger  über  Massnahmen zu r  Luftrein
haltung, Julius Ospelt über  umweltge

rechte Landwirtschaft und Dr.  Felix Nä-
scher über den Landschaftsschutz spra
chen. Den allgemeinen Erläuterungen 
folgten konkrete Forderungen, die de r  
Landesausschuss dem Landtag  als Emp
fehlung für die Umsetzung in par lamenta
rische Vorstösse mitgab. So wurde unter 
anderem eingehend die Frage diskutiert, 
o b  der  Umweltschutz als lebenswichtige 
Aufgabe des Staates in de r  Verfassung 
verankert werden sollte. Nicht alle Dis
kussionsteilnehmer sprachen sich dafür 
aus.  weil sie befürchteten, dass de r  Ver
fassungsartikel an sich noch nichts für die 
Umwelt  bewirke, doch sprach sich de r  
Landesausschuss schliesslich mehrheitlich 
für eine Empfehlung an die FBP-Land-
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taesfraktion aus. einen diesbezüglichen 
Vorstoss zu unternehmen.  

Weitere Klausurtagung notwendig 
Die oft bis ins Detail reichenden Dis

kussionen machten es unmöglich, dass 
das ganze Aktionsprogramm a m  gleichen 
Abend  besprochen und die Leitlinien ver
abschiedet werden konnten.  Deshalb 
wird sich der  FBP-Landesausschuss noch
mals zu einer Sitzung vor de r  Sommer
pause treffen, u m  den  zweiten Teil eben
falls durchzuberaten. Bis dahin sollen 
auch die für d e n  Sozialbereich bereinig
ten Leitlinien vorliegen, die von einer 
Kommission nochmals überarbeitet  
werden.  

Krise in den Beziehungen Wien und Washington 
Regierung weist Anschuldigungen gegen Waldheim zurück - Bundespräsident «bedauert» 
amerikanische Einr'eisesperre - Österreich tief getroffen 

Aera Brandt 
zu Ende 

D e r  scheidende SPD-Vorsi tzende 
Willy Brandt  will die von ihm einge
leitete Formulierung eines neuen  
Grundsatzprogramms d e r  Partei  
nach seinem Rücktritt  im Juni  nicht 
weiterführen. Brandt  erklär te  a m  
Dienstag vor dem SPD-Parteirat  in 
Bonn seinen endgültigen Verzicht 
auch au f  den  Vorsitz d e r  Pro
grammkommission.  

Die  Entscheidung ü b e r  einen 
Nachfolger in dieser Funkt ion solle 
mit d e m  designierten neuen  S P D -
Chef  Hans-Jochen Vogel abge
stimmt werden. E s  gilt als möglich, 
dass Vogel selbst die Lei tung d e r  
Programmkommission übern immt .  
Das  neue  Programm soll 1988 ver
abschiedet werden  u n d  das  Godes -

,berger Programm aus d e m  J a h r  
1959 ersetzen.  

Wien (AP)  Die von den amerikani
schen Behörden gegen den österreichi
schen Bundespräsidenten Kurt Waldheini 
verhängte De-facto-Einreisesperre in die 
U S A  im Zusammenhang mit dessen Tä
tigkeit im Zweiten Weltkrieg hat in 
Österreich tiefe Bestürzung ausgelöst und 
zu einer schweren Belastung der Bezie
hungen zwischen beiden Ländern ge
führt. D ie  österreichische Regierung be
zeichnete nach einer Kabinettssitzung am 
Dienstag in Wien die Anschuldigungen 
als «unbewiesen». Die Regierung sei «be
stürzt» und weise die Vorwürfe gegen das 
Staatsoberhaupt zurück. 

D a s  amerikanische Justizministerium 
hatte a m  Montag  Waldheim als Privat
mann  auf  die NS-Überprüfungsliste,  die 
sogenannte «watchlist», gesetzt, u n d  da
mit praktisch eine Einreisesperre gegen 
ihn verhängt. Waldheim äusserte in einer  
ersten Stellungnahme sein «tiefes Bedau
ern» ü b e r  diesen Schritt. Diese Entschei
dung  w e n d e  sich «gegen die Rechtsgrund
sätze d e r  zivilisierten Welt,  wonach je
mand  nicht für  schuldig befunden werden 
kann,  solange man dafür  keine Beweise 
hat». E r  werde  jedoch Haltung bewahren 
und  sich nicht aus d e r  Ruhe  bringen las
sen, d e n n  e r  h a b e  t rotz  aller Anschuldi
gungen ein gutes Gewissen, sagte e r  bei 
e inem Abendessen.  

D ie  österreichische Regierung befasste 
sich a m  Dienstag vormittag drei Stunden 
lang mit  dem amerikanischen Vorgehen .  
Anschliessend verlas Bundeskanzler  
Franz Vranitzky vor  e ine r  grossen Zah l  
in- u n d  ausländischer Journalisten eine 
Erklärung.  D a s  US-Vorgehen sei für  die  
österreichische Bevölkerung und  die Re
gierung «unverständlich», hiess e s  dor t .  
D e r  Kanzler  forder te  die U S A  zur  Offen
legung ihrer Entscheidungsunterlagen 
auf. D e r  österreichische Botschafter in 
Washington sei zur  Berichterstattung zu

rückgerufen worden. Die Regierung er
klärte sich nachdrücklich solidarisch mit 
Waldheim und werde «nach ruhiger und 
sachlicher» Diskussion alle notwendigen 
Schritte unternehmen.  

Tischrede zum Jahrestag 
der Republikgrüiidiing 

Wien (AP)  D e r  österreichische Bun
despräsident Kurt Waldheim hat am 
Montag  abend «tiefes Bedauern» über  
die Entscheidung des amerikanischen Ju
stizministeriums geäussert, ihn aut  eine 
Überprüfungsliste für Einreisende in die 
Vereinigten Staaten zu setzen. In einer 
Tischrede zum 42. Jahrestag de r  Grün
dung  der  Republik Österreich sagte 
Waldheim nach Angaben de r  österreichi
schen Nachrichtenagentur A P A .  diese 

Massnahme widerspreche den  Recht
sprinzipien de r  zivilisierten Welt .  

Waldheim wurde im Zusammenhang  
mit \ ' o rwürfen  von Kriegsverbrechen im 
Zweiten Weltkrieg auf  die sogenannte 
«Wateh-List» gesetzt. Damit  besteht ge
gen ihn als Privatperson praktisch ein 
Einreiseverbot für die USA.  D e r  öster
reichische Aussenminister Alois Mock 
rief nach einem halbstündigen Gespräch 
mit Waldheim und Kanzler Franz Vra
nitzky d e n  österreichischen Botschafter 
in Washington zur Berichterstattung nach 
Wien zurück. 

Vranitzky bezeichnete das Geschehen 
als «sehr, sehr ernste u n d  bestürzende 
Angelegenheit». Die guten Beziehungen 
zwischen beiden Ländern seien «in Frage 
gestellt», saete Mock.  

Bonn (AP)  Die Massnahmen zur Be
seitigung der Folgen der Reaktorkata
strophe von Tschernobyl vor einem Jahr 
haben den sowjetischen Staat bisher 
schon rund zwei Milliarden Rubel oder 
umgerechnet etwa 5 ,2  Milliarden Schwei
zerfranken gekostet. Diese  Zahl nannte 
der Wissenschaft- und Technikattache 
der sowjetischen Botschaft in Bonn, Wla
dimir Smirnow, am Dienstag vor Journa
listen in Bonn. Nicht enthalten in der 
Summe sind laut Smirnow die Kosten des  
geborstenen Reaktors, der geplanten 
neuen Stadt Slawutitsch und der langfri
stigen medizinischen Behandlung der 
Strahlenopfer. 

Mit der  Dekontaminierung d e r  30-Ki-
lometer-Zone u m  Tschernobyl sind laut 

.Smirnow 6000 Menschen beteiligt. Zwei 

fährdeten Natur. Gemeinsam ist auch, 
dass im kleinen wie im grossen die Forde
rung gestellt wird, dass nicht allein Dekla
mationen einen Fortschritt bringen, son
dern nur konkrete Massnahmen, die um
gehend in die Tat umgesetzt werden. 

Hier wie dort blieben denn auch Über
raschungen aus, denn die wesentlichen 
Aspekte der Umweltproblematik sind 
weltweit wie im kleinen Bereich erkannt, 
artikuliert und zur Weiterbearbeitung be
reit. Doch im grossen wie im kleinen fehlt 
es derzeit noch oft an den entscheidenden 
Impulsen und oft auch am Willen, die 
notwendigen oder als notwendig erachte
ten Massnahmen zu setzen und durchzu
setzen. 

S u n  besteht aber die Hoffnung, dass 
erneut ein Anlau f  unternommen wird, u m  
der Bedrohung der Umwelt die erforderli
chen und geeigneten Mittel entgegenzustel
len. damit das «Raumschiff Erde» weiter
hin bestehen kann. Die Stimmen sind hier
zulande wie im UNO-Bericht teilweise be
schwörend, aber nur allzu gerne wurden 
diese Stimmen in der Vergangenheit über
gangen. A n  einem Umdenken aber wird 
man nicht herumkommen, das zeigt sich 
hier und dort. ( G . M . )  

Eine Million Dollar 
«Lösegeld» 

Charlot te /USA ( A P )  Eine Million Dol
lar hat eine G r u p p e  republikanischer 
Kongressabgeordneter  für  j eden  aus  
Kriegsgefangenschaft in Südostasien be
freiten US-Soldaten geboten.  Das  Geld  
soll j edem gezahlt werden,  der  für die 
Freilassung eines US-Bürgers sorgt, de r  
seit den Tagen des Vietnam-Krieges in 
Vietnam. Laos oder  Kambodscha gefan
gengehalten wird. A u f  e iner  Pressekonfe
renz in Charlotte im US-Staat Nor th  Ca
rolina sagten die Abgeordne ten ,  sie hoff
ten. dass ihre Initiative eine neue  Mög
lichkeit eröffnen werde ,  die ehemaligen 
Soldaten freizubekommen,  von denen  
sich viele schon seit 15 Jahren  in Kriegs
gefangenschaft befänden.  A u f  d e r  Presse
konferenz waren auch  Familienangehöri
ge von mutmasslich in Südostasien gefan
genen Soldaten anwesend .  

Tschernobyl kostete schon 5,2 Mrd Franken 
6000 Menschen mit Dekontaminierung beschäftigt 

Siedlungen in dem Gebiet  seien bereits 
wieder  bewohnt ,  22 weitere würden  für  
die Rückkehr  d e r  Bewohner  vorberei tet .  
Fü r  die evakuierte Bevölkerung seien 
13000 neue  Bauernhöfe  gebaut  sowie 
8000 Wohnungen  in Kiew u n d  Tscherni-
gow zur Verfügung gestellt worden.  

U m  zu verhindern,  dass radioaktive 
Stoffe mit Regen- u n d  Schneewasser in 
Flüsse und Seen gelangen, wurden nach 
Angaben  Smirnows ent lang d e n  Ufern  
d e r  kleinen Flüsse Schutzwälle errichtet 
sowie 137 Fi l terdämme gebaut.  A m  Stau
see von Kiew und  a m  Fluss Pripjat seien 
Unterwasser-Fangdämme errichtet wor
den ,  an  denen  sich d e r  Schlamm ablage
re .  I n  der  U 'gebung  des  Reak to r s  würden 
ü b e r  ein mit  Pumpen  ausgerüstetes Bohr
lochsystem ständige Grundwasserproben 
en tnommen.  

Heute mit Sonderteil: 

30 Jahre Kranken
kassenverband 

A m  29. April  1957 ist in Vaduz  
d e r  Landesverband d e r  in Liechten
stein tätigen Krankenkassen ge
gründet  worden.  Obwohl  m a n  sich 
im Verband  durchaus bewusst ist, 
dass dieses 30jährige Bestandsjubi
läum nicht zu e inem besonders  gros
sen Jubiläumsanlass verpflichtet,  
möchte d e r  L K V  dennoch  diese 
willkommene Gelegehei t  nu tzen ,  
u m  au f  das in sozialer Hinsicht s o  
bedeutsame Wirken  dieser Institu
tion hinzuweisen u n d  einen kurzen 
Rückblick au f  d e n  mühevollen W e r 
degang de r  Krankenvers icherung in 
unserem L a n d  zu  geben.  Lesen  Sie 
dazu  den  Sonderteil  in d e r  heutigen 
Ausgabe a u f  den  Sei ten 5 bis 12. 


